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Stadt Fehmarn - Feste Fehmarnbeltquerung / Brandschutz

Ihr Zeichen: IV 334
Landesverordnung über die Kostenerstattung zum Ausgleich der fi-
nanziellen Lasten der Stadt Fehmarn und des Kreises Ostholstein für 
die Sicherstellung des abwehrenden Brandschutzes durch die Erwei-
terung der Behördenbezirke auf die Fehmarnbeltquerung (Kostener-
stattungsverordnung Fehmarnbeltquerung – FBQ-KostE-VO) 

Sehr geehrter Herr Willert,

wie Sie aus den Akten haben entnehmen können - die Teilnahme des Un-

terzeichners ist auch für den Videokonferenztermin am 07.06.2021 ein-

geplant - unterstützen wir die Stadt Fehmarn auch, soweit die Frage der auf 

gesetzlicher Ebene zu schaffenden Freistellung von Kosten zur Si-

cherstellung des abwehrenden Brandschutzes für den Fehmarnbelttunnel im 

Zuständigkeitsbereich der Stadt Fehmarn angesprochen ist. 

Wir halten es für sachgerecht, schon vor dem 07.06.2021 eine Rückmeldung 

zu geben, damit auch auf Ihrer Seite das Vorstellungsbild der Stadt Fehmarn 

für die Vorbereitung der Sitzung berücksichtigt werden kann. 
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I.
Vorbemerkung

Ich will an dieser Stelle ausdrücklich festhalten, dass wir die jetzt offenbar 

mit Nachdruck entwickelten Aktivitäten zur Entwicklung der gesetzlichen 

Grundlagen einschließlich der Verordnung und ihrer Anhänge sehr be-

grüßen. Auch wenn die inhaltliche Abstimmung angesichts der vom Landes-

verfassungsgericht vorgesehenen Terminierung dann doch vergleichsweise 

spät erfolgt, ist doch festzustellen, dass vielfältig auf Hinweise und Anregun-

gen der auf kommunaler Seite Betroffenen schon jetzt eingegangen wurde. 

Die Stadt Fehmarn wird diesen Prozess weiter nachhaltig unterstützen. Die 

nachstehenden Ausführungen verstehen sich also als Ergänzung, freilich in 

zweierlei Hinsicht: 

In einem ersten Punkt (sogleich II.) fassen wir - derzeit noch ohne Anspruch 

auf Vollständigkeit - einige Überlegungen zusammen, die aus Sicht der Stadt 

Fehmarn inhaltliche und systematische Schwächen des bisherigen Ent-

wurfstextes aufzeigen. Diese Anmerkungen werden auf unterschiedlichen 

Ebenen (Gesetzestext, Verordnung, Anlage zur Verordnung) eingepflegt 

werden müssen, so dass wir sie als aus unserer Sicht 

notwendige Ergänzungspunkte 

zur Bearbeitung der jetzt vorliegenden Texte auflisten, ohne in den Textent-

wurf einzugreifen. 

Zum zweiten (sogleich III.) ergeben sich aufgrund eines für die Beteiligten 

der Stadt Fehmarn neuen Sachverhalts wegen der nunmehr verantwortlich 

einbezogenen International Fire Academy (ifa) Fragen, die möglicherweise 

ganz grundlegend in das bisherige Konzept eingreifen und deshalb (wohl) 

eine erhebliche Wahrscheinlichkeit begründen, dass die gesetzlichen Grund-

lagen vor diesem Hintergrund konzeptionell noch einmal neu werden übera-

rbeitet werden müssen. 
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II.
Anmerkungen zum bisherigen Entwurf (zum Teil stichwortartig)

1.
Grundsätzliches 

a) Das Zusammenwirken mit dem - privat organisierten - Fire Response 

Team, der künftigen Hauptwache und den freiwilligen Feuerwehren ist - auch 

kostenmäßig - nicht transparent abgebildet. 

b) Uns liegt - darauf wird ja auch Bezug genommen - die Empfehlung für ein 

Interventionskonzept vor. Der Gesetzestext verweist - nahezu gleichrangig - 

auf diese Empfehlung und gleichzeitig auf das Gutachten des Sachverstän-

digen Kasulke. Wir haben nicht den Eindruck, dass sich diese Empfehlung 

und das Gutachten nahtlos ineinanderfügen. Es besteht die Gefahr verkappt 

divergierender Ansätze in den Bezugsgrundlagen. 

c) Die Notwendigkeit der Kostenerstattung bedeutet - auf der Zeitschiene - 

zumindest eine dreiphasige Betrachtung. 

Schon jetzt besteht eine Kostenerstattungsnotwendigkeit für das Personal, 

dass sich um die fachlichen und verwaltungstechnischen Aufgaben im Zu-

sammenhang mit der Sachaufgabe Einrichtung einer Hauptwache befassen 

muss (Phase 1). Sodann gibt es unterschiedlichste Kos-

tenerstattungsbedarfe für die Phase bis zur Inbetriebnahme (Phase 2) und 

sodann für die Zukunft ab Inbetriebnahme (Phase 3). Gerade für Letzteres 

bedarf es auf normativer Ebene einer Verankerung eines belastbaren Eva-

luierungsprozesses der gutachterlichen Feststellungen, die auch für die Zu-

kunft sicherstellen, dass die Stadt Fehmarn von den Kosten dieser Aufgabe 

gesichert freigestellt ist. 

d) Es darf nicht der Eindruck erweckt werden, als könne gewissermaßen auf 

der Ebene des Kostengesetzes die hoheitliche Aufgabe des abwehrenden 

Brandschutzes auf eine private Einrichtung delegiert werden. Die Ab-
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grenzung ist im bisherigen Gesetzes- und Verordnungskonzept noch intrans-

parent. 

2.
Insbesondere:

a) Das Bauvorhaben erweitert die Kostenbelastung der Stadt Fehmarn auch 

mit Rücksicht auf den Arbeitshafen; diese Kostensituation ist bislang nicht 

abgebildet. 

b) Bei der Beschreibung der Kostenfreistellung gibt es Lücken: 

aa) Es geht um die Grundstücksbeschaffungskosten und Planungskosten, 

um Kosten von Material und Belastungen durch notwendige Vergabeverfah-

ren, es geht um künftige Personalkosten und Kosten für Personalakquise, 

Schulungen etc., wobei auch klargestellt sein muss, dass bei den Freiwilligen 

Feuerwehren auf Fehmarn ein Kostenmehrbedarf entsteht. 

bb) Im Vorwege hat grundsätzlich Einigkeit darüber bestanden, dass die 

Freiwilligen Feuerwehren (insbesondere die FF Landkirchen) soweit möglich 

räumlich an die Hauptwache angebunden werden (Gebäude etc.). Hier muss 

zur Vermeidung künftiger Abgrenzungsschwierigkeiten ein transparentes 

Konzept zumindest als Anlage zur Verordnung hinterlegt werden. 

cc) Es fehlt - insbesondere durch die zum Teil etwas missverständliche 

Kennzeichnung als „Aufwendung“ - die Klarstellung, dass es sich um ef-

fektive Kostenerstattung auch der Investitionskosten handelt, etwa beim 

Grundstückserwerb und auch soweit es sich um Grundeigentum der Stadt 

Fehmarn handeln sollte. Zu erstatten sind also auch und insbesondere In-

vestitionen, nicht nur Belastungen des laufenden Betriebs. 

dd) Die bisherige Personalkalkulation kennzeichnet Stellen der Besoldungs-

gruppe A 11. Dafür würden sich eine Leitungsstelle nicht besetzen lassen. 

Diese Beschränkung weicht auch von früheren Übereinkünften ab, wonach 
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insoweit A 12-Stellen geschaffen werden sollten.

ee) Es muss klargestellt werden, dass die gesamten Kostenbelastungen vor 

Fertigstellung und Bau der Hauptwache und vor Einstellung des er-

forderlichen Personals ebenfalls von der Kostenfreistellungsverpflichtung 

umfasst sind. Das gilt insbesondere für Kosten von Aus-

schreibungsverfahren, Kosten des Bauleitplanverfahrens, durch Dritte verur-

sachte Aufwendungen (Planer, Architekt etc.). An dieser Klarstellung fehlt es 

bislang. 

3.
Und zur Kostensystematik insgesamt: 

Die Verordnung sieht mit ihrem Abrechnungsverfahren zum Teil erhebliche 

Vorleistungspflichten der Stadt Fehmarn vor. Sie aus dem eigenen Haushalt 

der Stadt Fehmarn vorzufinanzieren, ist unrealistisch. Es müssen also für 

einzelne Kostengruppen, deren Kostenbelastung definiert werden kann, wei-

tere Modalitäten von Abschlagszahlungen zu Gunsten der Stadt Fehmarn 

vorgesehen werden. 

III.
Neuer Sachverhalt?

Die Stadt Fehmarn weiß über die Beteiligung von Herrn Lafrenz an vorberei-

tenden Sitzungen (zuletzt 31.05.2021), dass die ifa beauftragt worden ist, 

unter Berücksichtigung ihres Interventionskonzeptes zumindest auch die 

personellen Erforderlichkeiten für die Ausstattung der Hauptwache nach Per-

sonalstärke und Struktur zu bewerten. Daraus folgen wiederum zwei Über-

legungen: 

1.
Nach hiesiger Kenntnis ist der ifa die gutachterliche Bewertung aufgegeben 

worden bis zum 30.06.2021. Sie liegt möglicherweise einige Tage früher vor. 

Mit dieser Bewertung ist aber abschließend jedenfalls nicht bis zum 
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07.06.2021 und wohl auch nicht bis zum Ablauf der bislang vorgesehenen 

Stellungnahmefrist für die Stadt Fehmarn zum Verordnungsentwurf zu rech-

nen. Die Zeitschienen driften also auseinander; das ist nicht sachgerecht. 

Die Stadt Fehmarn kann also derzeit nur vorläufige Ergänzungen for-

mulieren. 

2. 
Es erscheint durchaus möglich, dass das von der ifa vorgelegte Konzept zu 

abweichenden strukturellen Anforderungen an die Personalstärke der haupt-

amtlichen Wachabteilung führt. Diese Veränderungen würden erhebliche 

Weiterungen nach sich ziehen, weil davon wiederum unausweichliche Ver-

änderungen bei Gebäudezuschnitt, Gebäudeausstattung, Sachausstattung 

pp abhängig wären. Dies wäre im Übrigen ein weiterer Hinweis darauf, dass 

die Bewertungen der ifa und die bislang als Basis genommene gutachterliche 

Bewertung durch den Sachverständigen Kasulke nicht (mehr) de-

ckungsgleich sind. Wir sollten am 07.06.2021 auch darüber sprechen, wie 

mit dieser Situation unter Wahrung der Beteiligungsrechte der Stadt Feh-

marn sachgerecht umgegangen werden kann. 

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Jürgen Punke

Rechtsanwalt
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
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